
Handlungsfeld I: Barrierefreie und inklusive Gesundheitsversorgung 
I.1. Barrierefreie Arztpraxen 

Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Es gibt eine klare und umfas-
sende Definition der Kriterien, 
die eine Arztpraxis erfüllen 
muss, um barrierefrei zu sein. 
In der Definition werden Kri-
terien für alle Beeinträchti-
gungsarten berücksichtigt. Die 
Definition wird fortlaufend 
aktualisiert. 

Die vom Deutschen Behindertenrat (DBR) und der 
Kassenärztlichen Bundesvereinigung (KBV) entwi-
ckelten, ergänzenden Kriterien u. a. für Menschen 
mit kognitiver Beeinträchtigung werden von den 
Kassenärztlichen Vereinigungen beschlossen und 
damit verbindlich.   

Bereits durch Selbstverwal-
tung möglich:  
Änderung der Richtlinie 
der KBV nach § 75 Abs. 7 
SGB V zur Information über 
die Zugangsmöglichkeiten 
von Menschen mit Behinde-
rungen zur Versorgung 
(Barrierefreiheit). Auf-
nahme der erarbeiteten 
Kriterien.  

laufend Die Änderung 
der Richtlinie 
wird im ersten 
Quartal 2024 
verkündet und 
tritt in Kraft. 
Die Richtlinie 
wird fortlau-
fend aktuali-
siert und ange-
passt.  

Es gibt eine bessere Daten-
grundlage zu vorhandenen 
barrierefreien Arztpraxen. 
Diese steht den Versicherten 
barrierefrei zur Verfügung.   

Anhand der erweiterten Kriterien zur Barrierefrei-
heit von Arztpraxen (s.o.) wird ermittelt, welche 
Arztpraxen in welchem Umfang barrierefrei sind 
(bestenfalls durch Fremderhebung). Diese Infor-
mationen werden den Versicherten zugänglich ge-
macht. 

Bereits durch Selbstverwal-
tung möglich:                     
Abfrage der erweiterten 
Kriterien (s.o.) bei den 
Arztpraxen durch die Kas-
senärztlichen Vereinigun-
gen (KVen), Veröffentli-
chung durch die KBV in ei-
nem barrierefreien Online-
Portal.  

Neu. Die Ab-
frage ist erst 
nach der An-
passung der o. 
g. Richtlinie 
der KBV gem. 
§ 75 Abs. 7 
SGB V über die 
Barrierefrei-
heit von Arzt-
praxen mög-
lich.  

Die Erhebung 
erfolgt bis Ende 
2024. 

 
 



Eine größere Anzahl von Arzt-
praxen ist barrierefrei.  
Dabei sind sowohl die Krite-
rien der o. g. KBV-Richtlinie 
nach § 75 SGB V über die Bar-
rierefreiheit von Arztpraxen 
zu berücksichtigen als auch 
vorhandene Normen und die  
anerkannten Regeln der Tech-
nik (z.B. DIN 18040 Teil 1  
sowie DIN 18041 und damit 
verbundene weitere Normen 
und Regelungen). 

In überversorgten Gebieten i. S. d. § 103 
Abs. 1 SGB V dürfen Vertragsarztsitze nur 
mit barrierefreien Praxen nachbesetzt 
werden. 
 
 

Gesetzlicher Änderungsbedarf: 
 § 103 Abs. 4 SGB V wird entspre-
chend geändert.  

Neu Die Regelung 
wird bis Ende 
2024 erarbeitet 
und verkündet 
und tritt zum 
1.1.2025 in 
Kraft.  

Alle neu zugelassenen Arzt-
praxen sind barrierefrei. 
Dabei sind sowohl die Krite-
rien der o. g. KBV-Richtlinie 
nach § 75 SGB V über die Bar-
rierefreiheit von Arztpraxen 
zu berücksichtigen als auch 
vorhandene Normen und die  
anerkannten Regeln der Tech-
nik (z.B. DIN 18040 Teil 1  
sowie DIN 18041 und damit 
verbundene weitere Normen 
und Regelungen). 

Die Barrierefreiheit der Praxen wird 
zwingende Voraussetzung für alle Neuzu-
lassungen.  
 
 

Änderungsbedarf einer Verord-
nung/ggf. gesetzlicher Änderungsbe-
darf: 
Die Zulassungsverordnung für Ver-
tragsärzte (Ärzte-ZV) wird entspre-
chend geändert. Sofern die Änderung 
der Verordnung nicht von der gesetz-
lichen Ermächtigungsgrundlage ge-
deckt ist, wird die gesetzliche Ermäch-
tigungsgrundlage geändert.  

Neu Die Regelung 
wird bis Ende 
2024 erarbeitet 
und verkündet. 
Das In-Kraft-
Treten wird auf 
den 1.1.2027 
datiert.   



Bestandspraxen sind barriere-
frei. 
Dabei sind sowohl die Krite-
rien der o. g. KBV-Richtlinie 
nach § 75 SGB V über die Bar-
rierefreiheit von Arztpraxen 
zu berücksichtigen als auch 
vorhandene Normen und die  
anerkannten Regeln der Tech-
nik (z.B. DIN 18040 Teil 1  
sowie DIN 18041 und damit 
verbundene weitere Normen 
und Regelungen). 

Sofern die Bestandspraxis nicht bis zum 
1.1.2035 barrierefrei ist, wird die Zulas-
sung ruhend gestellt. 

Änderungsbedarf einer Verord-
nung/ggf. gesetzlicher Änderungsbe-
darf: 
Die Ärzte-ZV wird entsprechend geän-
dert. Sofern die Änderung der Verord-
nung nicht von der gesetzlichen Er-
mächtigungsgrundlage gedeckt ist, 
wird die gesetzliche Ermächtigungs-
grundlage geändert. 

Neu Die Regelung 
wird bis Ende 
2024 erarbeitet 
und verkündet 
und tritt zum 
1.1.2025 in 
Kraft. Die Frist 
zur barriere-
freien Gestal-
tung der Praxen 
läuft bis zum 
Jahr 2035. 

Die vorgenannten Ziele gelten 
gleichermaßen für Zahnarzt-
praxen.  

    

Die Mittel des Strukturfonds 
gem. § 105 SGB V werden ver-
stärkt für die Schaffung von 
barrierefreien Arztpraxen ein-
gesetzt. 

• Bestehende Unsicherheiten der 
KVen, ob Mittel des Strukturfonds 
zur Förderung der Barrierefrei-
heit verwendet werden dürfen, 
werden beseitigt. 

• Es wird vorgesehen, dass die 
KVen einen gewissen Prozentsatz 
des Fördervolumens aus dem 
Strukturfonds für die Förderung 
der Barrierefreiheit aufwenden 
müssen. 

• Das Fördervolumen des Struk-
turfonds wird erheblich erhöht.  

Gesetzlicher Änderungsbedarf:  
• § 105 Abs. 1a SGB V ist um 

eine Nummer 9 „Förderung 
der Barrierefreiheit“ zu ergän-
zen.  

• In § 105 Abs. 1a S. 5 SGB V 
wird der Prozentsatz festge-
schrieben, der vom Fördervo-
lumen für die Förderung der 
Barrierefreiheit aufgewendet 
werden muss.  

• In § 105 Abs. 1a S. 1 wird der 
von den KVen für den Struk-
turfonds zur Verfügung zu 
stellende Betrag erhöht.  

Neu Die Regelung 
wird bis Ende 
2024 erarbeitet 
und verkündet 
und tritt zum 
1.1.2025 in 
Kraft. 



Die KVen sind verpflichtet, die 
Versorgung mit barrierefreien 
Arztpraxen sicherzustellen.  

Es wird klargestellt, dass der Sicherstel-
lungsauftrag der KVen die Förderung und 
Schaffung von barrierefreien Arztpraxen 
umfasst. 

Gesetzlicher Änderungsbedarf: 
In § 75 Abs. 1a SGB V wird normiert, 
dass der Sicherstellungsauftrag nicht 
nur die Information über barrierefreie 
Arztpraxen umfasst, sondern auch die 
Förderung und Schaffung von barrie-
refreien Arztpraxen. 

Neu 
 

Die Regelung 
wird bis Ende 
2024 erarbeitet 
und verkündet 
und tritt zum 
1.1.2025 in 
Kraft. 

Bestehenden Vorbehalten ge-
genüber der Behandlung von 
Menschen mit Behinderung, 
etwa wegen des erhöhten 
Zeitaufwandes, die sich auch 
negativ auf die Bereitschaft 
von Ärzt*innen auswirken 
können, ihre Arztpraxen bar-
rierefrei zu machen, wird mit 
finanziellen Anreizen entge-
gengewirkt.   

Es werden für die Behandlung von Men-
schen mit Behinderung finanzielle Zu-
schläge gezahlt.  

Gesetzlicher Änderungsbedarf:  
Die Selbstverwaltungspartner werden 
in § 87 SGB V verpflichtet, Vergü-
tungsanreize für die Behandlung von 
Menschen mit Behinderung zu schaf-
fen. Bereits in der Vergangenheit hat 
sich der Gesetzgeber dieses Mittels 
bedient, z.B. um zeitnahe Behand-
lungsbeginne zu fördern. So sind die 
Selbstverwaltungspartner gem. § 87 
Abs. 2b bzw. 2c SGB V verpflichtet, im 
Einheitlichen Bewertungsmaßstab für 
ärztliche Leistungen vorzusehen, dass 
Zuschläge zur Grundpauschale gezahlt 
werden, wenn Haus- bzw.  
Fachärzt*innen die Behandlung in ei-
nem bestimmten Zeitraum nach Ver-
mittlung des Termins durch die Ter-
minservicestellen beginnen. Ähnliches 
muss für die Behandlung von Men-
schen mit Behinderung vorgesehen 
werden. 

Neu Die Regelung 
wird bis Ende 
2024 erarbeitet 
und verkündet 
und tritt zum 
1.1.2025 in 
Kraft. 



 
I.2. Barrierefreie Krankenhäuser und Rehabilitationseinrichtungen 

Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Es gibt eine klare und umfas-
sende Definition der Kriterien, 
die Krankenhäuser und Reha-
bilitationseinrichtungen erfül-
len müssen, um barrierefrei 
zu sein. In der Definition sind 
Kriterien für alle Beeinträchti-
gungsarten berücksichtigt. Die 
Definition wird fortlaufend 
aktualisiert.  

Die Definition der Kriterien wird durch die zustän-
digen Gremien unter Beteiligung der Interessen-
vertretungen von Menschen mit Behinderung er-
arbeitet.  

Gesetzlicher Änderungsbedarf:  
Beauftragung der zuständigen Gre-
mien (z.B. IQTIG, G-BA oder GKV-
Spitzenverband und die Spitzenor-
ganisationen der Rehabilitationsein-
richtungen bzw. der Krankenhäuser) 
zur Erarbeitung der Kriterien unter 
zwingender Beteiligung von Men-
schen mit Behinderung innerhalb ei-
ner angemessenen Frist.  

Neu Die Regelung 
wird bis Ende 
2024 erarbei-
tet und ver-
kündet und 
tritt zum 
1.1.2025 in 
Kraft. 

Es gibt eine bessere Daten-
grundlage zu vorhandenen, 
barrierefreien Krankenhäu-
sern und Rehabilitationsein-
richtungen. Diese steht den 
Versicherten barrierefrei zur 
Verfügung.    

Anhand der erarbeiteten Kriterien zur Barriere-
freiheit (s.o.) wird ermittelt, welche Krankenhäu-
ser und Rehabilitationseinrichtungen in welchem 
Umfang barrierefrei sind (bestenfalls durch Frem-
derhebung). Diese Informationen werden den Ver-
sicherten zugänglich gemacht. 

Gesetzlicher Änderungsbedarf: 
Die zuständigen Gremien (z.B. IQTIG, 
G-BA oder GKV-Spitzenverband und 
die Spitzenorganisationen der Reha-
bilitationseinrichtungen bzw. der 
Krankenhäuser) werden beauftragt, 
das Vorliegen der Kriterien zur Bar-
rierefreiheit bei Krankenhäusern 
und Rehabilitationseinrichtungen in-
nerhalb einer angemessenen Frist 
abzufragen und die erhobenen Infor-
mationen in barrierefreier Form in 
einem Online-Portal zu veröffentli-
chen. 

Neu Die Regelung 
wird bis Ende 
2024 erarbei-
tet und ver-
kündet und 
tritt zum 
1.1.2025 in 
Kraft. 

Alle zugelassenen Rehabilita-
tionseinrichtungen sind barri-
erefrei. 

Es dürfen nur noch Rehabilitationseinrichtungen 
zur Versorgung neu zugelassen werden, die barri-
erefrei sind. Für bereits zugelassene Rehabilitati-
onseinrichtungen ist ein Bestandsschutz bis zum 
Jahr 2035 vorzusehen. 

Gesetzlicher Änderungsbedarf: 
In den Vorschriften zum Abschluss 
der Versorgungsverträge zw. den 
Landesverbänden der Krankenkasse 
und den Rehabilitationseinrichtun-
gen (§§ 111, 111a und 111c SGB V) 

Neu Die Regelung 
wird bis Ende 
2024 erarbei-
tet und ver-
kündet und 
tritt zum 



ist vorzusehen, dass Versorgungs-
verträge nur mit barrierefreien Leis-
tungserbringern abgeschlossen wer-
den dürfen. 

1.1.2027 in 
Kraft. Der Be-
standsschutz 
besteht bis 
zum Jahr 
2035. 

Alle zugelassenen Kranken-
häuser sind barrierefrei. 

Es dürfen nur noch Krankenhäuser zur Versor-
gung neu zugelassen werden, wenn sie barriere-
frei sind. Für bereits zugelassene Krankenhäuser 
ist ein Bestandsschutz bis zum Jahr 2035 vorzuse-
hen. 

Gesetzlicher Änderungsbedarf: 
In § 108 Abs. 1 SGB V ist vorzusehen, 
dass die Krankenkassen Kranken-
hausbehandlungen nur durch barri-
erefreie Krankenhäuser erbringen 
lassen dürfen. 
 

Neu Die Regelung 
wird bis Ende 
2024 erarbei-
tet und ver-
kündet und 
tritt zum 
1.1.2027 in 
Kraft. Der Be-
standsschutz 
besteht bis 
zum Jahr 
2035. 

Die Leistungslücken bei der 
Begleitung von Menschen mit 
Behinderung im Krankenhaus 
sind geschlossen.  

• Eine Begleitperson bekommt auch Kran-
kengeld, wenn der Begleitungsbedarf un-
ter acht Stunden inkl. An- und Abreise be-
trägt. 

• Eine Begleitperson bekommt auch Kran-
kengeld, wenn sie einen Menschen mit Be-
hinderung und Begleitungsbedarf beglei-
tet, der keine Leistungen der Eingliede-
rungshilfe bezieht.  

• Begleitpersonen dürfen in spezifischen, 
eng umgrenzten Ausnahmefällen auch 
grundpflegerische Leistungen überneh-
men. Eine Übernahme wäre etwa denkbar, 
wenn hochspezifische Pflege benötigt 
wird, die vom  

Gesetzlicher Änderungsbedarf: 
• § 44b Abs. 1 S. 2 SGB V wird 

gestrichen. 
• § 44b Abs. 1 Nr. 1c) SGB V 

wird gestrichen. 
• Die Fälle, in denen Begleit-

personen ausnahmsweise 
auch Pflegemaßnahmen 
übernehmen dürfen, werden 
in einem neuen Abs. 1a) des 
§ 44b SGB V benannt.  

• Die Regelungen der §§ 11 
Abs. 3 SGB V, 63b Abs. 4 S. 1 
SGB XII und 34 Abs. 2 S. 2, 2. 
HS SGB XI wird auf Konstel-
lationen erstreckt, in denen 

Neu Die Regelung 
wird bis Ende 
2024 erarbei-
tet und ver-
kündet und 
tritt zum 
1.1.2025 in 
Kraft. 



krankenhausinternen Personal nicht ge-
leistet werden kann, wenn die Pflegeleis-
tung behinderungsbedingt nur von Be-
zugspersonen geduldet wird oder wenn 
ohne die Übernahme der Pflegemaßnahme 
durch die Bezugsperson die Behandlung 
im Krankenhaus nicht sichergestellt wer-
den kann bzw. der Krankenhausaufenthalt 
zu erheblichen Beeinträchtigungen führt.  

• In diesen Fällen wird auch die Begleitung 
von Pflegepersonen eines ambulanten 
Pflegedienstes, der bereits im Alltag Unter-
stützung leistet, im Krankenhaus weiterfi-
nanziert. 

 

hochspezifische Pflege benö-
tigt wird, die vom kranken-
hausinternen Personal nicht 
geleistet werden kann, in de-
nen die Pflegeleistung behin-
derungsbedingt nur von Be-
zugspersonen geduldet wird 
oder in denen ohne die Über-
nahme der Pflegemaßnahme 
durch die Bezugsperson die 
Behandlung im Krankenhaus 
nicht sichergestellt werden 
kann bzw. der Krankenhaus-
aufenthalt zu erheblichen 
Beeinträchtigungen führt. 

Es gibt spezialisierte Statio-
nen/Angebote für die Behand-
lung von Menschen mit 
schwerer geistiger oder Mehr-
fachbehinderung im Kranken-
haus. Diese Stationen/Ange-
bote fungieren als Ergänzung 
zur barrierefreien Regelver-
sorgung für diagnostisch oder 
pflegerisch besonders kom-
plexe Fälle. Sie sind mit den 
Medizinischen Behandlungs-
zentren gem. § 119c SGB V 
(MZEB) auf ambulanter Ebene 
vergleichbar.  

Es werden die rechtlichen Rahmenbedingungen 
für die Etablierung von spezialisierten Statio-
nen/Angeboten für die Behandlung von Menschen 
mit schwerer geistiger oder Mehrfachbehinderung 
im Krankenhaus geschaffen.  

Gesetzliche Änderung: 
Im Rahmen der Krankenhausstruk-
turreform werden Regelungen vor-
gesehen, die die Entwicklung dieser 
Stationen/Angebote möglich ma-
chen. Bestenfalls ist eine spezielle 
Rechtsgrundlage für die Einrichtung 
dieser Angebote zu schaffen. 

laufend Die Regelung 
wird bis Ende 
2024 erarbei-
tet und ver-
kündet 
 und tritt zum 
1.1.2025 in 
Kraft. 

Kinder und Jugendliche mit 
kognitiver Beeinträchtigung 
werden beim Zugang zu 

Derzeit profitieren Kinder und Jugendliche mit 
kognitiver Beeinträchtigung faktisch nicht von den 
vergünstigten Konditionen für die Kinder- und Ju-
gendrehabilitation nach dem SGB VI  

Gesetzlicher Änderungsbedarf:  
Anpassung des § 40 SGB V um zu-
sätzliche spezifische Regelungen für 
die Kinder- und 

Neu Die Regelung 
wird bis Ende 
2024 erarbei-
tet und 



Rehabilitationsleistungen 
nicht benachteiligt.   
 

(regelmäßige Dauer beträgt mindestens vier Wo-
chen). Denn ein Anspruch von Kindern und Ju-
gendlichen nach § 15a SGB VI besteht nur, wenn 
die angestrebte Verbesserung ihres Gesundheits-
zustandes Einfluss auf ihre spätere Erwerbsfähig-
keit haben kann. Das Vorliegen dieser Vorausset-
zung wird von den Leistungsträgern bei Anträgen 
von Menschen mit kognitiver Behinderung oft ver-
neint. Die Betroffenen sind damit auf die Inan-
spruchnahme von weniger umfangreichen Rehabi-
litationsleistungen nach dem  
SGB V (regelmäßige Dauer beträgt höchstens drei 
Wochen) zurückgeworfen. Um diese strukturelle 
Ungleichbehandlung zu beseitigen, werden die 
Vorschriften des SGB V und SGB VI für den Bereich 
der Kinder- und Jugendrehabilitation angeglichen. 

Jugendrehabilitation, deren Umfang 
der Regelung des § 15a SGB VI ent-
spricht. 

verkündet 
und tritt zum 
1.1.2025 in 
Kraft. 

Menschen mit kognitiver Be-
einträchtigung werden beim 
Zugang zur Rehabilitations-
leistungen nicht benachteiligt.  

Derzeit werden Anträge von Menschen mit kogni-
tiver Beeinträchtigung häufig mit dem pauschalen 
Hinweis abgelehnt, es fehle an der erforderlichen 
„Rehabilitationsfähigkeit“ i. S. d. § 9 der Rehabilita-
tions-Richtlinie des G-BA, weil sie die für die 
Durchführung der Maßnahmen erforderliche Be-
lastbarkeit nicht besäßen. Eine Prüfung des Einzel-
falls unter Berücksichtigung der jeweiligen Beein-
trächtigung und der Spezialisierung der Rehabili-
tationseinrichtung erfolgt nicht (vgl. LSG Baden-
Württemberg, Urteil vom 17.7.2018– Az:  L 11 KR 
1154/18). Es wird klargestellt, dass dieses Vorge-
hen der Leistungsträger unzulässig ist.  
 

Anpassung der Rehabilitations-
Richtlinie des G-BA:  
Es wird in der  
Rehabilitations-Richtlinie klarge-
stellt, dass das Vorliegen einer kog-
nitiven Beeinträchtigung die „Reha-
bilitationsfähigkeit“ gem. § 9 der 
Richtlinie nicht per se ausschließt,  
sondern dass in jedem Fall eine ge-
naue Prüfung  
der Umstände des Einzelfalls erfol-
gen muss. Dabei sind insb. Rehabili-
tationsangebote zu berücksichtigen, 
die auf Menschen mit kognitiver Be-
einträchtigung ausgerichtet sind. 

Neu  Die Regelung 
wird bis Ende 
2024 erarbei-
tet und ver-
kündet und 
tritt zum 
1.1.2025 in 
Kraft. 

Es gibt passgenaue Rehabilita-
tionsangebote in ausreichen-
der Anzahl für Menschen mit 

• Die Entstehung passgenauer Angebote 
wird gefördert. 

• Die Bundesregierung legt 
entsprechende Förderpro-
gramme auf.  

Neu  Förderpro-
gramme wer-
den bis Ende 



Sehverlust, hörbehinderte/ge-
hörlose oder kognitiv  
beeinträchtigte Menschen. 
Gleiches gilt für Menschen mit 
hohem Unterstützungsbedarf,  
ältere Menschen und Pflege-
bedürftige sowie für Kinder 
und Jugendliche. 
 

• Es wird ein entsprechender Sicherstel-
lungsauftrag der Krankenkassen im SGB V 
geregelt.  

• Der erhöhte Aufwand in der Versorgung 
dieser Personengruppen wird für Rehabili-
tationseinrichtungen auskömmlich finan-
ziert. 

 

 
Gesetzlicher Änderungsbedarf:  

• In §§ 111, 111a, 111c SGB V 
wird ein entsprechender Si-
cherstellungsauftrag der 
Krankenkassen geregelt.  

• Der GKV-Spitzenverband 
und die Bundesverbände der 
Rehabilitationseinrichtungen 
werden in §§ 111, 111a und 
111c SGB V verpflichtet, in 
den Rahmenempfehlungen 
Sonderregelung zur Vergü-
tung von Rehabilitationsein-
richtungen vorzusehen, die 
auf die genannten Personen-
kreise spezialisiert sind.   

2025 aufge-
legt. Gesetzli-
che Änderun-
gen werden 
bis Ende 
2024 verkün-
det und tre-
ten zum 
1.1.2025 in 
Kraft. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



I.3. Barrierefreiheit in sonstigen Gesundheitseinrichtungen 
Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Es gibt eine klare und umfas-
sende Definition der Kriterien, 
die Praxen von Heilmitteler-
bringern erfüllen müssen, um 
barrierefrei zu sein. In der De-
finition sind Kriterien für alle 
Beeinträchtigungsarten be-
rücksichtigt. Die Definition 
wird fortlaufend aktualisiert.  

Die Definition der Kriterien wird durch die zustän-
digen Gremien (z. B. GKV- Spitzenverband und die 
Spitzenverbände der Heilmittelerbringer) unter 
Beteiligung der Interessenvertretungen von Men-
schen mit Behinderung erarbeitet.  
 

Gesetzlicher Änderungsbedarf: 
Beauftragung der zuständigen 
Gremien (z.B. GKV- Spitzenver-
band und die Spitzenverbände 
der Heilmittelerbringer) zur Er-
arbeitung der Kriterien unter 
zwingender Beteiligung der 
Vertretungen von Menschen mit 
Behinderung in einer angemes-
senen Frist. 

Neu Die Regelung wird 
bis Ende 2024 er-
arbeitet und ver-
kündet und tritt 
zum 1.1.2025 in 
Kraft. 
 

Es gibt eine bessere Daten-
grundlage zu vorhandenen, 
barrierefreien Praxen von 
Heilmittelerbringern. Diese 
steht den Versicherten barrie-
refrei zur Verfügung.   

Anhand der erarbeiteten Kriterien zur Barriere-
freiheit (s.o.) wird ermittelt, welche Praxen von 
Heilmittelerbringern in welchem Umfang barriere-
frei sind (bestenfalls durch Fremderhebung). 
Diese Informationen werden den Versicherten zu-
gänglich gemacht. 

Gesetzlicher Änderungsbedarf: 
Die zuständigen Gremien (z.B. 
GKV- Spitzenverband und die 
Spitzenverbände der Heilmit-
telerbringer) werden beauf-
tragt, das Vorliegen der Krite-
rien zur Barrierefreiheit von 
Heilmittelerbringern innerhalb 
einer angemessenen Frist abzu-
fragen und die erhobenen Infor-
mationen in barrierefreier Form 
in einem Online-Portal zu veröf-
fentlichen. 

Neu Die Regelung wird 
bis Ende 2024 er-
arbeitet und ver-
kündet und tritt 
zum 1.1.2025 in 
Kraft. 

Alle Praxen von Heilmitteler-
bringern sind barrierefrei. 

Es werden nur Heilmittelerbringer zur Versorgung 
neu zugelassen, wenn sie barrierefrei sind. Für be-
reits zugelassene Heilmittelerbringer wird ein Be-
standsschutz bis zum Jahr 2035 vorgesehen.  

Gesetzliche Änderung: 
In § 124 Abs. 1 Nr. 2 SGB V ist 
vorzusehen, dass nur Heilmit-
telerbringer mit barrierefreien 
Praxen zur Versorgung der Ver-
sicherten zugelassen werden 
dürfen. 

Neu Die Regelung wird 
bis Ende 2024 er-
arbeitet und ver-
kündet und tritt 
zum 1.1.2027 in 
Kraft. Der Be-
standsschutz be-
steht bis zum Jahr 
2035. 



Es gibt eine klare und umfas-
sende Definition der Kriterien, 
die Geschäftsräume von Hilfs-
mittelerbringern erfüllen 
müssen, um barrierefrei zu 
sein. In der Definition sind 
Kriterien für alle Beeinträchti-
gungsarten berücksichtigt. Die 
Definition wird fortlaufend 
aktualisiert.  

Die Definition der Kriterien wird durch die zustän-
digen Gremien (z. B. GKV- Spitzenverband und Zu-
sammenschlüsse der Hilfsmittelerbringer) unter 
Beteiligung der Interessenvertretungen von Men-
schen mit Behinderung erarbeitet. 

Gesetzlicher Änderungsbedarf: 
Beauftragung der zuständigen 
Gremien (z.B. GKV- Spitzenver-
band und Zusammenschlüsse 
der Hilfsmittelerbringer) zur 
Erarbeitung der Kriterien unter 
zwingender Beteiligung der 
Vertretungen von Menschen mit 
Behinderung in einer angemes-
senen Frist. 

Neu Die Regelung wird 
bis Ende 2024 er-
arbeitet und ver-
kündet und tritt 
zum 1.1.2025 in 
Kraft. 

Es gibt eine bessere Daten-
grundlage zu vorhandenen, 
barrierefreien Geschäftsräu-
men von Hilfsmittelerbrin-
gern. Diese steht den Versi-
cherten barrierefrei zur Ver-
fügung.   

Anhand der erarbeiteten Kriterien zur Barriere-
freiheit (s.o.) wird ermittelt, welche Geschäfts-
räume von Hilfsmittelerbringern in welchem Um-
fang barrierefrei sind (bestenfalls durch Fremder-
hebung), und diese Informationen werden den 
Versicherten zugänglich gemacht. 

Gesetzlicher Änderungsbedarf: 
Die zuständigen Gremien (z.B. 
GKV- Spitzenverband und Zu-
sammenschlüsse der Hilfsmit-
telerbringer) werden beauf-
tragt, das Vorliegen der Krite-
rien zur Barrierefreiheit von 
Heilmittelerbringern innerhalb 
einer angemessenen Frist abzu-
fragen und die erhobenen Infor-
mationen in barrierefreier Form 
in einem Online-Portal zu veröf-
fentlichen. 

Neu Die Regelung wird 
bis Ende 2024 er-
arbeitet und ver-
kündet und tritt 
zum 1.1.2025 in 
Kraft. 

Alle Geschäftsräume von 
Hilfsmittelerbringern sind 
barrierefrei. 

Es werden nur Hilfsmittelerbringer zur Versor-
gung neu zugelassen, die barrierefrei sind. Für be-
reits zugelassene Hilfsmittelerbringer wird ein Be-
standsschutz bis zum Jahr 2035 vorgesehen. 

Gesetzliche Änderung: 
In § 126 Abs. 1 SGB V ist vorzu-
sehen, dass die Krankenkassen 
nur mit Hilfsmittelerbringern 
Versorgungsverträge abschlie-
ßen dürfen, deren Geschäfts-
räume barrierefrei sind. 

Neu Die Regelung wird 
bis Ende 2024 er-
arbeitet und ver-
kündet und tritt 
zum 1.1.2027 in 
Kraft. Der Be-
standsschutz be-
steht bis zum Jahr 
2035. 



 
I.4. Barrierefreie Medizinprodukte 

Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Medizinprodukte sind barrie-
refrei bedienbar. 

• Der Anwendungsbereich des Barrierefrei-
heitsstärkungsgesetzes (BFSG) wird auf 
Medizinprodukte erweitert, alternativ 
könnte im Medizinprodukterecht eine Re-
gelung getroffen werden. 

• Hinsichtlich der Kriterien, die ein Medizin-
produkt erfüllen muss, um barrierefrei zu 
sein, könnte man sich an den Kriterien aus 
§ 21 der Verordnung zum BFSG orientie-
ren. 

Gesetzlicher Änderungs-
bedarf: 
Entsprechende Ände-
rung des Medizinpro-
dukterechts und/oder 
des BFSG. 

Neu Die Regelung 
wird bis Ende 
2024 erarbeitet 
und verkündet 
und tritt zum 
1.1.2027 in 
Kraft. 

 

 

 

 

 

 



I.5. Barrierefreiheit im Bereich des Öffentlichen Gesundheitsdiensts 
Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Der öffentliche Gesundheits-
dienst wird barrierefrei. Dazu 
gehört die barrierefreie Um-
gestaltung der Gebäude sowie 
die regelmäßige Schulung der 
Mitarbeiter im Umgang, in der 
Kommunikation und in der Di-
agnostik mit bzw. bei Men-
schen mit Behinderung. Die 
für die Schuleingangsuntersu-
chungen zuständigen Stellen 
des öffentlichen Gesundheits-
dienstes werden zu einer en-
gen Zusammenarbeit und Ver-
netzung mit den Frühförder-
stellen verpflichtet.  

Es werden entsprechende gesetzliche Regelungen 
getroffen. 

Gesetzlicher Änderungs-
bedarf  

Neu Die Regelung 
wird bis Ende 
2024 erarbeitet 
und verkündet 
und tritt zum 
1.1.2027 in 
Kraft. Für Be-
standsbauten 
wird ein Be-
standschutz bis 
2035 vorgese-
hen. 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

I.6. Weitere Maßnahmen in der Gesundheitsversorgung 
Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

MZEB sind flächen- 
und bedarfsde-
ckend vorhanden. 

• Es erfolgt eine struktu-
rierte Bedarfsanalyse und 
Bedarfsplanung.  

• Streitpunkte der Ver-
handlungspartner, die 
Gründungen von MZEB 
behindern, werden besei-
tigt. 

• Gründungswillige Träger 
werden gefördert. 

Gesetzlicher Änderungsbedarf: 
• Es werden entsprechende Änderungen 

des § 99 SGB V vorgenommen, damit 
MZEB bei der ärztlichen Bedarfsplanung 
berücksichtigt werden können. 

• Es wird in § 119c SGB V geregelt, dass 
MZEB nicht nur als Lotsen fungieren, 
sondern auch einen Behandlungsauftrag 
haben. Zudem wird klargestellt, dass sei-
tens der Krankenkassen erarbeitete Defi-
nitionen des berechtigten Personenkrei-
ses keine Wirkung entfalten, wenn sie 
nicht unter der Beteiligung von den Ver-
tretungen von Menschen mit Behinde-
rung erarbeitet wurden.  

• § 105 SGB V wird angepasst, um eine 
Förderung von gründungswilligen Trä-
gern über den Strukturfonds zu ermögli-
chen.  
 

Weitere Änderungen: 
 

• Die Bundesregierung legt Förderpro-
gramme für gründungswillige Träger auf.  

Neu Die Regelung wird bis 
Ende 2024 erarbeitet 
und verkündet und 
tritt zum 1.1.2025 in 
Kraft. 

Die Hilfsmittelver-
sorgung erfolgt un-
bürokratisch, um-
fassend und in gu-
ter Qualität. 

• Für Hilfsmittel, die von ei-
nem Sozialpädiatrischen 
Zentrum (SPZ) oder von 
einem MZEB empfohlen 
wurden, entfällt der 

Gesetzlicher Änderungsbedarf:  
• Entsprechende Anpassung des § 33 Abs. 

5 SGB V. 

Teilweise 
neu, teilweise 
laufend (vgl. 
Referenten-

• Änderung des 
§ 33 Abs. 5 
SGB V bis Som-
mer 2024  



Genehmigungsvorbehalt 
der Krankenkassen in  
§ 33 Abs. 5 SGB V.   

• Strukturen, die zu umfas-
senden Qualitätsdefiziten 
in der Hilfsmittelversor-
gung geführt haben, wer-
den beseitigt.  

• Das Instrument der Fest-
beträge zur Preisregulie-
rung wird aufgegeben 
bzw. modifiziert. 

• Umfassende Reform des Hilfsmittel-
rechts unter Aufgabe des wettbewerbs-
basierten Vertragsmodells. 
Denkbar wäre die Zulassung von Hilfs-
mittelerbringern durch Verwaltungsakt 
und die Regelung von auskömmlichen 
Vergütungen in einheitlichen Verträgen. 

• Die Ermächtigung des GKV-Spitzenver-
bandes in § 36 SGB V,  
Festbeträge festzulegen, wird zumindest 
für den Bereich der Hilfsmittel abge-
schafft. Sofern dies nicht erfolgt, wird 
Leistungserbringern und Patientenver-
tretungen bei der Bestimmung von Fest-
beträgen zumindest ein Mitbestim-
mungsrecht eingeräumt.  

Entwurf für 
ein GVSG). 

• Reform des 
Hilfsmittel-
rechts bis 
Sommer 2025  

• Wegfall der 
Festbeträge 
bzw. gesetzli-
che Veranke-
rung eines Mit-
bestimmungs-
rechts für Pati-
entenvertre-
tungen bis 
Ende 2024.  

Hilfsmittel sind bar-
rierefrei bedienbar. 

• Es wird ein gesetzlicher 
Anspruch auf die Versor-
gung mit barrierefrei be-
dienbaren Hilfsmitteln 
verankert. Zusätzlich 
könnte der Anwendungs-
bereich des BFSG auf 
Hilfsmittel erweitert wer-
den. 

• Voraussetzung für die 
Aufnahme eines Hilfsmit-
tels in das Hilfsmittelver-
zeichnis ist die Barriere-
freiheit des Hilfsmittels. 
Da das Hilfsmittelver-
zeichnis nicht bindend 
ist, werden hierdurch 
Hilfsmittel, die nicht 

Gesetzlicher Änderungsbedarf: 
• In § 33 SGB V wird geregelt, dass die Ver-

sorgung auf Wunsch des Versicherten 
mit einem barrierefrei bedienbaren 
Hilfsmittel erfolgen muss. Das BFSG wird 
entsprechend angepasst.  

• § 139 SGB V wird entsprechend ange-
passt.  

 

Neu Die Regelung wird bis 
Ende 2024 erarbeitet 
und verkündet und 
tritt zum 1.1.2027 in 
Kraft. 



barrierefrei sind, nicht 
von der Leistungspflicht 
der gesetzlichen Kran-
kenversicherung ausge-
schlossen. 

• Der GKV-Spitzenverband 
wird gesetzlich verpflich-
tet, darauf hinzuwirken, 
dass Hilfsmittel, die be-
reits im Hilfsmittelver-
zeichnis aufgenommen 
sind, barrierefrei werden.  

• Der GKV-Spitzenverband 
wird gesetzlich verpflich-
tet, dem Bundesministe-
rium für Gesundheit jähr-
lich über den Anteil der 
im Hilfsmittelverzeichnis 
gelisteten barrierefreien 
Hilfsmittel und die zur 
Erhöhung des Anteils er-
griffenen Maßnahmen zu 
berichten.     

• Hinsichtlich der Krite-
rien, die ein Hilfsmittel 
erfüllen muss, um barrie-
refrei zu sein, könnte 
man sich an den Kriterien 
aus § 21 der Verordnung 
zum BFSG orientieren.  

Die Lehrinhalte zu 
den Themen Behin-
derung, Rehabilita-
tion und Teilhabe 

Es werden alle relevanten Aus- 
und Weiterbildungsordnungen 
ermittelt. Die jeweiligen Aus- und 
Weiterbildungsordnungen 

Anpassung der Aus- und Weiterbildungsordnun-
gen. Partizipative Erarbeitung der neuen Lernin-
halte. 

Neu Anpassung aller Aus- 
und Weiterbildungs-
ordnungen bis Ende 
2027. 



sind in allen Aus- 
und Weiterbildun-
gen der Gesund-
heitsfachberufe be-
rücksichtigt. Es 
wird eine nachhal-
tige Strategie zur 
Fachkräftesiche-
rung in allen medi-
zinischen Diszipli-
nen erarbeitet. 

werden entsprechend sukzessive 
angepasst. Die Lehreinheiten 
werden unter Beteiligung von 
den Vertretungen von Menschen 
mit Behinderung erarbeitet.  

Verschreibungs-
pflichtige Verhü-
tungsmittel werden 
ohne Alters- und  
Indikationsein-
schränkung von der 
Gesetzlichen Kran-
kenversicherung  
finanziert. 
 

Derzeit haben Versicherte nur bis 
zum 22. Lebensjahr einen An-
spruch auf kostenfreie Verhü-
tungsmittel. Insbesondere Frauen 
mit kognitiver Beeinträchtigung 
werden hierdurch  
benachteiligt. Denn preiswerte 
Verhütungsmittel, wie die Pille 
oder Kondome, sind für sie nicht 
geeignet, wenn sie eine regelmä-
ßige Einnahme nicht sicherstellen 
können. Sie sind daher auf teure 
Langzeitverhütungsmethoden,  
wie z.B. die Spirale angewiesen. 
Erschwerend kommt hinzu, dass 
das  
Einsetzen einer Spirale bei ihnen 
häufig nur unter Vollnarkose er-
folgen kann,  
deren Kosten sie ebenfalls tragen 
müssen. 

Gesetzlicher Änderungsbedarf: 
§ 24a SGB V wird entsprechend angepasst. 

Neu Die Regelung wird bis 
Ende 2024 erarbeitet 
und verkündet und 
tritt zum 1.1.2025 in 
Kraft. 

 



Handlungsfeld II: Barrierefreiheit in der Langzeitpflege 
II.1. Abbau von Barrieren in der Versorgung, Digitalisierung 

Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Die Versorgung 
mit außerklini-
scher Intensiv-
pflege wird am 
Wunschort der 
Versicherten er-
möglicht. Die Ent-
stehung von Leis-
tungslücken wird 
verhindert. Ver-
sorgungshemm-
nisse werden be-
seitigt. 
 

• Es wird gesetzlich klargestellt, dass das Erfordernis 
der „ständigen Anwesenheit einer geeigneten Pflege-
fachkraft“ keine Anspruchsvoraussetzung für außer-
klinische Intensivpflege ist. Maßgeblich muss allein 
sein, ob bei den Versicherten ein Bedarf an außerkli-
nischer Intensivpflege besteht. Dieser Bedarf liegt 
vor, „wenn lebensbedrohliche Situationen mit hoher 
Wahrscheinlichkeit täglich auftreten können, die eine 
sofortige ärztliche oder pflegerische Intervention er-
fordern, wobei die genauen Zeitpunkte und das ge-
naue Ausmaß der erforderlichen Interventionen 
nicht im Voraus bestimmt werden können“ (so auch 
die bisherige Definition von Intensivpflege in Nr. 24 
der Anlage der Häuslichen Krankenpflege-Richtlinie 
des G-BA i. d. F. bis zum 31.10.2023). 

• Während eines Übergangszeitraumes wird die Erhe-
bung des Entwöhnungspotentials nur für die ersten 
zwei Jahre des Leistungsbezuges als verpflichtend 
vor jeder Verordnung vorgesehen. 

• Die verpflichtende Erhebung des Entwöhnungspo-
tentials vor jeder Verordnung entfällt, wenn über ei-
nen Zeitraum von zwei Jahren kein Entwöhnungspo-
tential festgestellt wurde. 

• Versicherten wird ein Anspruch auf Kostenerstat-
tung für eine selbstbeschaffte Kraft gewährt, wenn 
ein Grund besteht, von der Stellung einer Pflegekraft 
durch die Krankenkasse abzusehen. Ein Grund hier-
für besteht z.B., wenn Versicherte eine besondere 
persönliche Beziehung zu der selbst beschafften 

Gesetzlicher Änderungsbe-
darf: 

• Entsprechende 
Klarstellung der An-
spruchsvorausset-
zungen in § 37c 
Abs. 1 SGB V 

• Regelung der be-
sonderen Bestim-
mungen für den 
Übergangszeitraum 
in einem neuen Abs. 
1a in § 37c SGB V 

• Entsprechende An-
passung der Vorga-
ben zur Potentialer-
hebung in § 37c 
Abs. 1 SGB V 

• Die Kostenerstat-
tungsregelung für 
selbstbeschaffte 
Pflegekräfte des § 
37 Abs. 4 SGB V 
wird vollständig, 
inkl. der Worte 
„oder besteht 
Grund, davon abzu-
sehen“, in § 37c 
Abs. 4 SGB V über-
führt.  

Neu Die Regelung 
wird bis Som-
mer 2024 erar-
beitet und tritt 
rückwirkend 
zum 31.10.2023 
in Kraft, um die 
Versorgungs-
kontinuität der 
Versicherten zu 
gewährleisten. 



Pflegekraft haben, die z.B. wegen der Art der Erkran-
kung für eine erfolgreiche Pflege notwendig ist.  

Es gibt mehr 
Wohnangebote 
der Eingliede-
rungshilfe für 
Menschen mit ho-
hem Pflegebedarf. 
Der genannte Per-
sonenkreis profi-
tiert an der Teil-
habeorientierung 
dieser Wohnange-
bote, die in Pfle-
geinrichtungen 
bisher keine Rolle 
spielt. 

Es wird eine Wahlmöglichkeit für Träger von besonderen 
Wohnformen gem. § 71 Abs. 4 S. 1 Nr. 3 SGB XI geschaffen. 
Sie können sich künftig aussuchen, ob sie für die Erbringung 
von Pflegeleistungen den Pauschalbetrag gem. § 43a SGB XI, 
dessen Höhe künftig nach Pflegegraden differenziert wird, in 
Anspruch nehmen oder ob die Nutzer*innen ihrer Wohn-
form ihre Pflege über Pflegesachleistungen eines Pflege-
dienstes bzw. Pflegegeld oder Kombinationsleistungen orga-
nisieren können. Es wird davon ausgegangen, dass die Pflege 
in besonderen Wohnformen von den jeweiligen Trägern 
durch diese Anpassung einfacher umgesetzt werden kann 
und in der Folge mehr Wohnangebote der Eingliederungs-
hilfe auch für Menschen mit hohem Pflegebedarf entstehen.  
 

Gesetzlicher Änderungsbe-
darf:  
Es werden die gesetzlichen 
Regelungen zur Refinanzie-
rung von Pflegeleistungen 
in besonderen Wohnfor-
men der Eingliederungs-
hilfe angepasst. § 43a SGB 
XI wird entsprechend geän-
dert.  
 

Neu Die Regelung 
wird bis Ende 
2024 erarbeitet 
und verkündet 
und tritt zum 
1.1.2027 in 
Kraft. 

Für Menschen in 
Pflegeeinrichtun-
gen und besonde-
ren Wohnformen 
der Eingliede-
rungshilfe gem. 
§ 71 Abs. 4 S. 1 Nr. 
3 SGB XI wird re-
gelhaft ein barrie-
refreier Zugang 
zum Internet und 
zu den sozialen 
Kommunikations-
medien vorgese-
hen. 

Träger von Pflegeeinrichtungen und besonderen Wohnfor-
men werden innerhalb einer angemessenen Frist verpflich-
tet, ihren Klienten, regelhaft einen barrierefreien Zugang 
zum Internet und zu den sozialen Kommunikationsmedien 
zu gewähren. 

Gesetzlicher Änderungsbe-
darf: 
Die Strukturanforderungen 
an Pflegeeinrichtungen und 
besonderen Wohnformen 
in den Heimgesetzen der 
Länder werden entspre-
chend angepasst. 

Neu Die Regelung 
wird bis Ende 
2024 erarbeitet 
und verkündet 
und tritt zum 
1.1.2025 in 
Kraft. 

 



II.2. Pflegebedürftige Kinder und Jugendliche 
Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Es gibt genügend Pflegeinrich-
tungen, die die besonderen 
Bedarfe von Kindern und Ju-
gendlichen berücksichtigen. 
Es stehen insbesondere aus-
reichend viele Kurzzeitpflege-
plätze für diesen Personen-
kreis zur Verfügung. 

• Die Pflegekassen werden verpflichtet, die 
pflegerischen Versorgungsstrukturen für 
Kinder und Jugendliche zu verbessern. Der 
Sicherstellungsauftrag der Pflegekassen 
wird dahingehend spezifiziert.  

• Der Spitzenverband Bund der Pflegekas-
sen wird verpflichtet, einen näher zu be-
stimmenden Anteil des Ausgleichsfonds 
für die Förderung dieses Vorhabens aufzu-
wenden. 

• Es wird eine auskömmliche Vergütung für 
Kurzzeitpflegeinrichtungen vorgesehen. 

 

Gesetzlicher Änderungsbedarf: 
• Der Sicherstellungsauf-

trag wird entsprechend 
angepasst. 

• Die Vorgaben zu der 
Verwendung der Mittel 
des Ausgleichsfonds in 
§ 8 SGB XI werden ent-
sprechend angepasst.  

• Die Regelungen zur Ver-
gütung werden für 
Kurzzeitpflegeinrichtun-
gen angepasst. Die Ver-
gütungssätze entspre-
chen einheitlich und un-
abhängig vom individu-
ellen Versorgungsbedarf 
den Vergütungssätzen 
für Pflegegrad 4 in ver-
gleichbaren vollstatio-
nären Pflegeeinrichtun-
gen. Es wird ein Auslas-
tungsgrad von maximal 
70 % für die Pflegesatz-
verhandlungen vorgese-
hen und es wird ein Ver-
gütungszuschlag zur Ab-
geltung des erhöhten 
Aufwands und der Vor-
haltekosten gezahlt. 

Neu Die Regelung 
wird bis Ende 
2024 erarbeitet 
und verkündet 
und tritt zum 
1.1.2025 in 
Kraft. 



 
II.3. Barrierefreie Informationsaufbereitung 

Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Es stehen barrierefreie Infor-
mationen zu den möglichen 
Pflegeleistungen und zur Pfle-
gebegutachtung zur Verfü-
gung. Dazu gehören insbeson-
dere Informationen in Leich-
ter Sprache. Auch die Beantra-
gung und Begutachtung bei 
der Inanspruchnahme von Ge-
sundheitsleistungen wird bar-
rierefrei ausgestaltet.  

Der Spitzenverband Bund der Pflegekassen wird 
verpflichtet, entsprechende Informationen in ei-
nem Online-Portal innerhalb einer angemessenen 
Frist zur Verfügung zu stellen und das Beantra-
gungs- und Begutachtungsverfahren barrierefrei 
auszugestalten. 

Gesetzlicher Änderungs-
bedarf:  
Aufnahme einer ent-
sprechenden Regelung 
im SGB XI.  

Neu Die Regelung 
wird bis Ende 
2024 erarbeitet 
und verkündet 
und tritt zum 
1.1.2025 in 
Kraft. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Handlungsfeld III: Inklusive Prävention 
III.1. Barrierefreie Präventionsleistungen 

Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Präventionsleistungen der 
Krankenkassen sind barriere-
frei. 

• Die Krankenkassen werden verpflichtet, 
nur barrierefreie Präventionsleistungen in 
ihren Satzungen vorzusehen.  

• Der GKV- Spitzenverband wird beauftragt, 
unter zwingender Beteiligung von den Ver-
tretungen für Menschen mit Behinderung 
Kriterien festzulegen, die Präventionsleis-
tungen erfüllen müssen, um barrierefrei zu 
sein. 

Gesetzlicher Änderungsbedarf: 
• In § 20 Abs. 1 S. 3 SGB V 

wird klargestellt, dass die 
in den Satzungen der Kran-
kenkassen vorgesehenen 
Präventionsleistungen bar-
rierefrei sein müssen. 

• Der Auftrag an den GKV-
Spitzenverband wird in 
§ 20 Abs. 2 SGB V geregelt.  

Neu Die Regelung 
wird bis Ende 
2024 erarbeitet 
und verkündet 
und tritt zum 
1.1.2025 in 
Kraft. Für be-
reits beste-
hende Präventi-
onsleistungen 
wird ein Be-
standsschutz 
bis 2035 vorge-
sehen.  

 



III.2. Berücksichtigung vulnerabler Personen bei Präventionsleistungen 
Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Menschen mit kognitiver Be-
einträchtigung können zusätz-
liche Früherkennungsunter-
suchungen, insbesondere Seh- 
und Hörtests in Anspruch 
nehmen, da sie zum einen eine 
höhere Anfälligkeit für derar-
tige Beeinträchtigungen auf-
weisen und zum anderen be-
stehende Defizite in diesen 
Bereichen schlechter erfassen 
und kommunizieren können. 

Der G-BA sieht für Menschen mit kognitiven Be-
einträchtigungen in der Gesundheitsuntersu-
chungs-Richtlinie zusätzliche Früherkennungsun-
tersuchungen gemäß § 25 Abs. 1 SGB V vor, insbe-
sondere zusätzliche Seh- und Hörtests. 

Änderungsbedarf einer 
Richtlinie: 
Die Gesundheitsuntersu-
chungs-Richtlinie des G-
BA wird entsprechend 
angepasst. 

Neu Die Regelung 
wird bis Ende 
2024 erarbeitet 
und verkündet 
und tritt zum 
1.1.2025 in 
Kraft. 

Viele Präventions- und Gesun-
derhaltungsangebote  
der Krankenkassen sind von 
ihrer Konzeption her  
auf die Bedarfe von Menschen 
mit kognitiver Beeinträchti-
gung ausgerichtet.  
 

Krankenkassen setzen sich für die Schaffung ent-
sprechender Angebote ein und wenden hierfür ei-
nen festgelegten Betrag auf. 

Gesetzlicher Änderungs-
bedarf: 
In § 20 Abs. 1 SGB V 
werden die Krankenkas-
sen verpflichtet,  
einen bestimmten Anteil 
der Präventionsleistun-
gen auf Menschen mit 
kognitiver Beeinträchti-
gung auszurichten. 

Neu Die Regelung 
wird bis Ende 
2024 erarbeitet 
und verkündet 
und tritt zum 
1.1.2025 in 
Kraft. 
 



III.3. Berücksichtigung von Inklusion bei Präventionsleistungen 
Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Präventionsleistungen wer-
den vermehrt auch in beson-
deren Wohnformen, Werk-
stätten für behinderte Men-
schen (WfbM) und Tagesför-
derstätten erbracht. 

Gemäß § 20a SGB V sollen die Krankenkassen  
den Aufbau und die Stärkung gesundheitsförderli-
cher Strukturen in den Lebenswelten der Versi-
cherten, z. B. im Schul- oder Universitätskontext, 
fördern. Teilweise besteht allerdings Unsicherheit, 
ob auch besondere Wohnformen, WfbM und Ta-
gesförderstätten  
zu diesen Lebenswelten gehören. Es wird gesetz-
lich klargestellt, dass dies der Fall ist.  

Gesetzlicher Änderungs-
bedarf:  
In § 20a Abs. 1 SGB V 
wird klargestellt,  
dass besondere Wohn-
formen, WfbM  
und Tagesförderstätten 
zu den Lebenswelten ge-
hören, in denen Präven-
tionsleistungen erbracht  
werden können und in 
denen die Krankenkas-
sen  
den Aufbau und die Stär-
kung gesundheitsförder-
licher Strukturen för-
dern sollen. 

Neu Die Regelung 
wird bis Ende 
2024 erarbeitet 
und verkündet 
und tritt zum 
1.1.2025 in 
Kraft. 

 



Handlungsfeld IV: Inklusion durch Digitalisierung 
IV.1. Etablierung personenzentrierter und digital unterstützter sektoren- und professionsübergreifender Versorgungs-
prozesse 

Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Krankenhäuser werden durch 
MZEB und SPZ konsiliarisch 
unterstützt, um Übergänge 
zwischen ambulantem und 
stationärem Bereich zu er-
leichtern.  

Es wird eine systematische, digital unterstützte 
Kooperation zwischen MZEB und SPZ einerseits 
und Krankenhäusern andererseits eingerichtet. 
Die Kooperation mit MZEB und SPZ wird zur 
Strukturanforderung für jedes Level der Kranken-
hausversorgung und über Vorhaltepauschalen fi-
nanziert. 

Gesetzlicher Änderungs-
bedarf: 
Im Rahmen der Kran-
kenhausstrukturreform 
sind entsprechende Re-
gelungen zu treffen. 

laufend Die Regelung 
wird bis Ende 
2024 erarbeitet 
und verkündet 
und tritt zum 
1.1.2025 in 
Kraft. 

Die Übergänge zwischen den 
Sektoren werden so gestaltet, 
dass  
Menschen mit Behinderung 
und chronischen Erkrankun-
gen keine  
Versorgungsbrüche erfahren.  

Ein effektiver Sozialdienst wird zur Strukturanfor-
derung für jedes Level der Krankenhausversor-
gung und über Vorhaltepauschalen finanziert.  

Gesetzlicher Änderungs-
bedarf:  
Im Rahmen der Kran-
kenhausstrukturreform 
sind entsprechende Re-
gelungen zu treffen.  

laufend Die Regelung 
wird bis Ende 
2024 erarbeitet 
und verkündet 
und tritt zum 
1.1.2025 in 
Kraft. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



IV.3. Nutzenorientierte Technologien und Anwendungen 
Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Telemedizinische  
Angebote, die elektronische Patien-
tenakte und digitale Anwendun-
gen,  
wie das E-Rezept oder der elektro-
nische Medikationsplan, ein-
schließlich  
der jeweils gespeicherten Informa-
tionen, sind barrierefrei zugäng-
lich. Dies gilt ebenso für Einrich-
tungsassistenten und Gebrauchs-
anleitungen. 

Die insofern ggf. bestehenden Gesetzeslücken im SGB V wer-
den geschlossen. 

Gesetzlicher Ände-
rungsbedarf  

Neu Die Regelung 
wird bis Ende 
2024 erarbeitet 
und verkündet 
und tritt zum 
1.1.2025 in 
Kraft. 
 

Bei der Erarbeitung von Barriere-
freiheitskriterien und der Überprü-
fung der  
tatsächlichen Barrierefreiheit wer-
den Patientenvertretungen und die 
Vertretungen von Menschen mit 
Behinderung beteiligt. Die entspre-
chenden Verbände werden u. a.  
bei der gematik sowie den Verfah-
ren beim Bundesinstitut für Arz-
neimittel und  
Medizinprodukte (BfArM) – über 
die Schiedsstellen hinaus – einbe-
zogen. 

Die insofern ggf. bestehenden Gesetzeslücken im SGB V wer-
den geschlossen. 

Gesetzlicher Ände-
rungsbedarf 

Neu Die Regelung 
wird bis Ende 
2024 erarbeitet 
und verkündet 
und tritt zum 
1.1.2025 in 
Kraft. 
 

Die Digitalisierung im Gesund-
heitswesen erzeugt keine neuen 
Barrieren.  

Barrierefreie Präsenzangebote für  
diejenigen, die es wünschen und benötigen, werden erhalten. 

Gesetzlicher Ände-
rungsbedarf: 
Es wird ein Be-
standschutz für 
barrierefreie 

Neu Die Regelung 
wird bis Ende 
2024 erarbeitet 
und verkündet 
und tritt zum 



Präsenzangebote 
geschaffen und die 
Krankenkassen 
und Leistungser-
bringer werden 
verpflichtet, diese 
Angebote in ange-
messenem Maße 
aufrecht zu erhal-
ten.  

1.1.2025 in 
Kraft. 
  

Auch bei digitaler Dokumentation 
der Behandlung besteht ein An-
spruch von Patient*innen auf Ver-
langen einen Ausdruck über die 
stattgefundenen Leistungen zu er-
halten. 

Falls dies noch nicht in den untergesetzlichen Normen nie-
dergelegt sein sollte (bisher noch unklar), müsste dazu eine 
entsprechende gesetzliche Regelung erfolgen. 

Gesetzlicher Ände-
rungsbedarf 

Neu Die Regelung 
wird bis Ende 
2024 erarbeitet 
und verkündet 
und tritt zum 
1.1.2025 in 
Kraft. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

Handlungsfeld V: Diversität im Gesundheitswesen 
V.1. Kultursensible Verständigung fördern 

Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Gendermedizin ist fester Be-
standteil in allen Aus- und 
Weiterbildungen der Gesund-
heitsfachberufe.  
 

Es werden alle relevanten Aus- und Weiterbil-
dungsordnungen erfasst. Die jeweiligen Aus- und 
Weiterbildungsordnungen werden sukzessive ent-
sprechend angepasst. Es werden Lehreinheiten 
entwickelt. Im Rahmen der Lehreinheiten wird 
auch vermittelt, wie Gewalt gegen Frauen und 
Mädchen erkannt werden kann und welche Maß-
nahmen ergriffen werden können.  

Anpassung der Aus- und 
Weiterbildungsordnun-
gen. Partizipative Erar-
beitung der neuen Lern-
inhalte. 

Neu Anpassung der 
Aus- und Wei-
terbildungsord-
nungen bis 
Ende 2027.  

 

 

 

 



V.2. Gesundheitskompetenz fördern 
Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Es gibt Angebote der Kran-
kenkassen zur Förderung der 
digitalen Gesundheitskompe-
tenz, die die besonderen Be-
lange von Menschen mit kog-
nitiven Beeinträchtigungen 
berücksichtigen.  

Die Krankenkassen werden verpflichtet, einen be-
stimmten Prozentsatz ihrer Angebote zur Förde-
rung der digitalen Gesundheitskompetenz auf 
Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen aus-
zurichten.  
 

Gesetzlicher Änderungs-
bedarf: 
§ 20k SGB V wird ent-
sprechend geändert.  

Neu Die Regelung 
wird bis Ende 
2024 erarbeitet 
und verkündet 
und tritt zum 
1.1.2025 in 
Kraft. 

Es stehen barrierefreie Infor-
mationen für Versicherte über 
den geschlechtsspezifischen 
Nutzen und die  
geschlechtsspezifischen Risi-
ken von neuen Therapiever-
fahren zur Verfügung.  

Der G-BA erfasst entsprechende Informationen 
und veröffentlicht diese in barrierefreier Form in 
einem Online-Portal. 

Anpassung der entspre-
chenden Vorgaben für 
die Bewertung neuer 
Therapieverfahren 
durch den G-BA. 

Neu Bis Ende 2025  

Es erfolgt eine Weiterbildung 
der Vertrags- und Klinik-
ärzt*innen im Bereich der ge-
sundheitskompetenten Kom-
munikation (z.B. Teach-Back 
Methode, Ask me 3) 

Fortsetzung der Gespräche mit Landes- und Bun-
desärztekammern, z. B. über eine Allianz für Ge-
sundheitskompetenz  

Gespräche  laufend Erste Ergeb-
nisse und Eva-
luation der Ge-
spräche bis 
Ende 2025 

 
 

 

 



V.3. Datenlage verbessern 
Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Es gibt keinen Gender-Data-
Gap.  

Die Forschung agiert genderspezifisch. Es wird da-
rauf geachtet, dass Frauen in den Datensätzen 
gleichermaßen repräsentiert sind, wie Männer 
und die Daten nach Geschlecht differenziert sind.  

Anpassung der entspre-
chenden Forschungsvor-
gaben. 

Neu Bis Ende 2025 

Es gibt eine gute Datenlage zu 
dem Thema Barrierefreiheit, 
insbesondere für Menschen 
mit kognitiver Beeinträchti-
gung.  

Die Bundesregierung initiiert und fördert For-
schungsvorhaben zu den entsprechenden The-
menfeldern. 

Bereits jetzt schon mög-
lich 

laufend laufend 
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